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Tenor:

Unter Aufhebung der Einspruchsentscheidung vom 11. Juni 2012
wird der Einkommensteuerbescheid für 2010 vom 10. Februar
2012 durch Ansatz weiterer 8.195 Euro als außergewöhnliche
Belastungen zusätzlich zu den bisher bereits berücksichtigten 94
Euro sowie durch Ermäßigung der tariflichen Einkommensteuer
um 114 Euro geändert.

Dem Beklagten wird aufgegeben, die geänderte Steuerfestsetzung
nach Maßgabe der Urteilsgründe zu errechnen, ferner der Klägerin
das Ergebnis dieser Berechnung unverzüglich mitzuteilen und den
Bescheid mit dem geänderten Inhalt nach Rechtskraft dieses
Urteils neu bekannt zu geben.

Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

Die Revision wird zugelassen.

 
Tatbestand:

Streitig ist, ob bei der Einkommensteuerfestsetzung für das Streitjahr 2010 Gerichts- und
Anwaltskosten als außergewöhnliche Belastungen und ob Lohnkosten wegen der Montage
einer ausgetauschten Einbauküche als Handwerkerleistungen steuerermäßigend zu
berücksichtigen sind.

Die Ehe der Klägerin wurde mit Urteil des Amtsgerichts A Familiengericht am .............. 2010
geschieden (Az. ........ ). Gleichzeitig wurden im Urteil Rentenanwartschaften im Rahmen des
Versorgungsausgleichs zu Gunsten der Klägerin begründet. Mit gerichtlich protokolliertem
Vergleich vom gleichen Tag wurde der Zugewinnausgleich und nachehelicher Unterhalt
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geregelt. Die Kosten des Verfahrens und die Kosten des Vergleichs wurden gegeneinander
aufgehoben. Am 18. März 2010 erstellte die Prozessvertreterin der Klägerin in der
Familiensache die Endabrechnung, die sich auf noch zu zahlende Anwalts- und
Gerichtskosten von 8.195,13 Euro belief und von der Klägerin mit Wertstellung zum 15. April
2010 per Banküberweisung bezahlt wurde. Ebenfalls im Streitjahr 2010 ließ die Klägerin in
der von ihr genutzten Wohnung eine neue Einbauküche montieren. Gemäß Rechnung vom
22. Juni 2010 betrug der Gesamtpreis einschließlich Lieferung und Montage insgesamt brutto
7.648 Euro. Der Rechnungsbetrag wurde von der Klägerin mittels Banküberweisung unter
Anrechnung einer bereits 2010 geleisteten Anzahlung von 2.000 Euro mit Wertstellung 7. Juli
2010 bezahlt. Ausweislich einer Bescheinigung des Küchenlieferunten vom 28. März 2012 ist
in der Rechnung ein Lohnkostenanteil von 572,39 Euro enthalten.

In der Einkommensteuererklärung für 2010 machte die Klägerin u. a. Scheidungskosten als
außergewöhnliche Belastungen in Höhe von 8.195 Euro und als Handwerkerleistung
anlässlich der Erneuerung der Einbauküche einen Betrag von 1.530 Euro (20 v. H. des
Rechnungsbetrages) geltend. Der Beklagte verweigerte im Einkommensteuerbescheid für
2010 vom 10. Februar 2012 insgesamt die steuerliche Berücksichtigung. In den
Erläuterungen des Steuerbescheids heißt es dazu auszugsweise:

„Als außergewöhnliche Belastungen können Prozesskosten für die Ehescheidung und den
Versorgungsausgleich angesetzt werden. Aufwendungen für die Auseinandersetzung
gemeinsamen Vermögens und Unterhaltsansprüche(n) sind nicht abzugsfähig. Aus den von
Ihnen eingereichten Unterlagen ist eine Trennung der Aufwendungen nicht möglich. Die
Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen konnte nicht gewährt werden, weil die
Arbeitskosten anhand der Angaben in der Rechnung nicht gesondert ermittelt werden
konnten. Eine Aufteilung im Schätzwege ist nicht zulässig.“

Der Einspruch der Klägerin blieb erfolglos (Einspruchsentscheidung vom 11. Juni 2012).

Mit der Klage trägt die Klägerin vor:

Der Beklagte habe die Prozesskosten entgegen dem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom
12. Mai 2011 (VI R 42/10, Bundessteuerblatt – BStBl – II 2011, 1015) nicht anerkannt.
Sämtliche ihr im Zusammenhang mit dem Ehescheidungsverfahren erwachsenen Kosten
seien zwangsläufig entstanden. Ihre Rechtsverteidigung sei nicht mutwillig gewesen und
habe von Anfang an Aussicht auf Erfolg gehabt. Gemäß BFH-Urteil vom 29. Januar 2009 (VI
R 28/08, BStBl II 2010, 166) berechtige auch eine nachträgliche Rechnungsergänzung bei
einer Handwerkerleistung zum Steuerabzug.

Die Klägerin beantragt,

              unter Aufhebung der Einspruchsentscheidung vom 11. Juni 2012 den
Einkommensteuerbescheid für 2010 vom 10. Februar 2012 durch Ansatz von 8.195 Euro für
Prozesskosten als außergewöhnliche Belastungen (zusätzlich zu bisher bereits
berücksichtigten Krankheitskosten in Höhe von 94 Euro) sowie durch Verminderung der
tariflichen Einkommensteuer gemäß § 35 a des Einkommensteuergesetzes um 114 Euro zu
ändern.

Der Beklagte beantragt,

              die Klage abzuweisen, soweit sie nicht auf die Berücksichtigung der
Handwerkerleistungen gemäß § 35 a des Einkommensteuergesetzes in Höhe von 114 Euro
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gerichtet ist.

Er trägt vor:

Prozesskosten seien grundsätzlich nicht als außergewöhnliche Belastungen zu
berücksichtigen (Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen – BMF – vom
20. Dezember 2011 IV C 4-S 2284, BStBl I 2011, 1286). Bei berücksichtigungsfähigen
Handwerkerleistungen müsse sich der Arbeitslohn aus der Rechnung selbst ergeben. Eine
nachträgliche Aufgliederung durch Bestätigung des Rechnungsausstellers sei gemäß BMF-
Schreiben vom 15. Februar 2010 (IV C 4-S 2296-b, BStBl I 2010, 140) nicht mehr möglich.

Entscheidungsgründe:

Die Klage ist begründet.

Der Einkommensteuerbescheid für 2010 vom 10. Februar 2012 sowie die ihn bestätigende
Einspruchsentscheidung vom 11. Juni 2012 sind rechtswidrig und verletzen die Klägerin in
ihren Rechten (§ 100 Abs. 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung – FGO -). Bei der
Einkommensteuerfestsetzung für 2010 sind weitere außergewöhnliche Belastungen von
8.195 Euro zu berücksichtigen und ist die tarifliche Einkommensteuer wegen
Handwerkerleistungen um 114 Euro zu ermäßigen.

Die Aufwendungen der Klägerin für die Montage der von ihr ausgetauschten Einbauküche
sind mit 20 v. H. des Arbeitslohnes, also mit 114 Euro, gemäß § 35 a Abs. 3 des
Einkommensteuergesetzes (EStG) von der festzusetzenden tariflichen Einkommensteuer in
Abzug zu bringen. Gemäß Bescheinigung des Küchenlieferanten vom 28. März 2012 hat der
Lohnkostenanteil der Rechnung vom 22. Juni 2010 insgesamt 572,39 Euro betragen. Der
Austausch einer Einbauküche gehört gemäß BMF-Schreiben vom 15. Februar 2010 (a. a. O.;
dort Anlage 1) zu den begünstigten Handwerkerleistungen. Der Beklagte ist dem Abzug in
seinem Klageantrag nicht mehr entgegen getreten. Insoweit ist dieser Verfahrensgegenstand
nicht mehr streitig.

Die insgesamt anlässlich des Ehescheidungsverfahrens geltend gemachten Aufwendungen
von 8.195 Euro für Anwalts- und Gerichtskosten sind als außergewöhnliche Belastungen zu
berücksichtigen.

Nach § 33 Abs. 1 EStG wird auf Antrag die Einkommensteuer ermäßigt, wenn einem
Steuerpflichtigen zwangsläufig größere Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der
Steuerpflichtigen gleicher Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie gleichen
Familienstands erwachsen (außergewöhnliche Belastung). Aufwendungen erwachsen dem
Steuerpflichtigen dann zwangsläufig, wenn er sich ihnen aus rechtlichen, tatsächlichen oder
sittlichen Gründen nicht entziehen kann und somit die Aufwendungen den Umständen nach
notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht übersteigen (§ 33 Abs. 2 Satz 1
EStG).

Der BFH hat mit Urteil vom 12. Mai 2011 (a. a. O.) unter Änderung der bisherigen
Rechtsprechung entschieden, dass Zivilprozesskosten (stets) als außergewöhnliche
Belastungen zu berücksichtigen sind, wenn der Steuerpflichtige darlegen kann, dass die
Rechtsverfolgung oder -verteidigung eine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht
mutwillig erscheint. Prozesskosten, die im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung des
Vermögens bzw. mit dem Streit über den Zugewinnausgleich entstehen, sollen dagegen nach
bisheriger Rechtsprechung nicht als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen sein,
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da es die Eheleute in der Hand haben, die vermögensrechtliche Einigung ohne
Inanspruchnahme der Gerichte herbeizuführen (BFH-Urteile vom 30. Mai 2005 III R 36/03,
BStBl II 2006, 491; III R 27/04, BStBl II 2006, 492). Dieser Begrenzung der Abzugsfähigkeit
vermag sich der erkennende Senat nicht anzuschließen.

Das Recht der Ehe (Eheschließung und -scheidung einschließlich der daraus folgenden
Unterhalts-, Vermögens- und Versorgungsfragen) unterliegt allein dem staatlich dafür
vorgesehenen Verfahren. Ein anderes, billigeres Verfahren steht Eheleuten zur Beendigung
einer Ehe nicht zur Verfügung; eine gewaltsame Konfliktlösung wird nicht gebilligt. § 623 der
Zivilprozessordnung (ZPO) a. F. ordnet für den Fall, dass im Zusammenhang mit der
Durchführung eines Scheidungsverfahrens die Regelung einer anderen Familiensache
begehrt wird (sog. Folgesachen), einen Verhandlungs- und Entscheidungsverbund zwischen
der Scheidungssache und der Folgesache an. Zweck der Vorschrift ist es, den Ehegatten
deutlich vor Augen zu führen, welche Wirkungen die Scheidung für sie haben wird.
Schließlich wird auch der schwächere Ehegatte, der sich der Scheidung nicht mit Erfolg
widersetzen kann, durch den Verhandlungs- und Entscheidungsverbund geschützt. Er kann
wenigstens sicher sein, dass die Ehe nicht geschieden wird, bevor die für ihn wichtigen
Fragen geregelt sind. Der Verhandlungs- und Entscheidungsverbund bewirkt einen Zwang
zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung. Ein unter Missachtung des Verbunds
gefälltes Scheidungsurteil leidet an einem wesentlichen Verfahrensmangel.

Diese nicht zuletzt aus dem Rechtsstaatsprinzip (Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes
? GG –) folgenden Erwägungen werden verletzt, wenn die Möglichkeit der Abzugsfähigkeit
von Ehescheidungskosten (Anwalts- und Gerichtskosten) auf Fälle des sog.
Zwangsverbundes zwischen Ehescheidung und Versorgungsausgleich begrenzt wäre.
Kausal für die insgesamt zu treffenden Regelungen einschließlich der vermögensrechtlichen
und unterhaltsrechtlichen Beziehungen ist die Beendigung der bisher bestehenden Ehe durch
die begehrte Ehescheidung. Dabei kann es keinen Unterschied machen, ob die die
Ehescheidung Begehrenden letztere durch Urteil klären oder im Vergleichswege vom Gericht
beurkunden lassen. Im Übrigen soll das Gericht in jeder Lage eines Verfahrens auf die
vergleichsweise Regelung eines Rechtsstreits hinwirken (§ 278 Abs. 1, 2 und 6 der ZPO).
Anders als bei einem nicht aus dem Scheidungsverfahren resultierenden Vergleich zur
Regelung vermögensrechtlicher oder güterrechtlicher Ansprüche, der der privaten
Lebensführung nach § 12 Nr. 2 EStG zuzurechnen ist, ist ein mit dem Scheidungsverfahren
bestehender Veranlassungszusammenhang gegeben. Jeder Ehegatte könnte diese Fragen
durch Antragstellung zum Verfahrensgegenstand der Scheidungssache machen, über die
insgesamt dann durch Urteil zu entscheiden wäre. Unter Heranziehung der durch Urteil des
BFH vom 12. Mai 2011 (a. a. O.) geänderten Rechtsprechung, wonach Zivilprozesskosten
Kläger wie Beklagten unabhängig vom Gegenstand des Zivilrechtsstreits aus rechtlichen
Gründen zwangsläufig erwachsen, sind die der Klägerin insgesamt mit der Ehescheidung
erwachsenen Verfahrensaufwendungen als außergewöhnliche Belastungen
berücksichtigungsfähig (im Ergebnis ebenso Urteil des Schleswig-Hosteinischen
Finanzgerichts vom 21. Februar 2012

1 K 75/11, bisher nicht veröffentlicht).

Die berücksichtigungsfähigen Aufwendungen betragen gemäß Anwaltsrechnung vom
18. März 2010 insgesamt 8.195 Euro. Die Anwalts- und Gerichtskosten sind entsprechend
den Streitwerten nach den Bestimmungen des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) und
des Gerichtskostengesetzes (GKG) in zutreffender Höhe ermittelt worden.
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Das Gericht hat die Steuerfestsetzung wie erkannt gemäß § 100 Abs. 2 Satz 2 FGO auf den
Beklagten übertragen. Dieser wird insbesondere die zumutbare Belastung (§ 33 Abs. 3 EStG)
zu berechnen haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.

Die Revision wird gemäß § 115 Abs. 2 Nr. 2 FGO zur Fortbildung des Rechts und zur
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung im Hinblick auf unterschiedliche
Entscheidungen zum Abzug von Prozesskosten zugelassen. Zwar hat der BFH unter
Änderung der Rechtsprechung entschieden, dass Zivilprozesskosten aus rechtlichen
Gründen zwangsläufig erwachsen können und damit als außergewöhnliche Belastungen
berücksichtigungsfähig sind (Urteil vom 12. Mai 2011, a. a. O.). Mit Urteilen vom 30. Mai 2005
(a. a. O.) hat der BFH aber auch entschieden, dass die Kosten der vermögensrechtlichen
Auseinandersetzung im Scheidungsverfahren keine außergewöhnlichen Belastungen sind.
Es erscheint nach Änderung der Rechtsprechung im Urteil vom 12. Mai 2011 (a. a. O.)
angemessen, dem BFH Gelegenheit zu geben, diese einschränkende Rechtsprechung zu
den Kosten eines Ehescheidungsverfahrens zu überprüfen. Im Übrigen sind weitere
Revisionsverfahren zur Abzugsfähigkeit von Aufwendungen aus der Inanspruchnahme von
Gerichten als außergewöhnliche Belastungen beim BFH anhängig (Az. X R 34/12,
IX R 41/12, VI R 66/12, VI R 69/12, VI R 70/12). Die Frage der Abzugsfähigkeit erscheint
daher insgesamt höchstrichterlich klärungsbedürftig.
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